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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für Verkehr 
und Tourismus, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. betont, dass im europäischen Grünen Deal, in der Strategie für nachhaltige und 
intelligente Mobilität und im neuen europäischen Rahmen für urbane Mobilität die 
Bedeutung einer sicheren, verlässlichen, barrierefrei zugänglichen, erschwinglichen und 
inklusiven Mobilität in den Städten für die Förderung der sozialen Inklusion im Rahmen 
des ökologischen und digitalen Wandels anerkannt wird; fordert die Kommission 
nachdrücklich auf, die spezifischen sozialen und physischen Maßnahmen zur 
Erschwinglichkeit auf der Grundlage der Prüfung der Umsetzbarkeit von 
Mobilitätsregelungen, bei denen abhängig von den finanziellen Kapazitäten der lokalen 
Behörden kostenlose oder teilweise kostenlose öffentliche Verkehrsmittel bereitgestellt 
werden, genauer festzulegen und gleichzeitig Unterstützungsprogramme für ärmere 
Gemeinschaften vorzuschlagen, damit allen Europäern eine gute, umweltfreundliche, 
erschwingliche und nachhaltige Mobilität zur Verfügung steht;

2. fordert die Kommission auf, die soziale Gerechtigkeit und den territorialen 
Zusammenhalt bei der Entwicklung von Plänen für nachhaltige städtische Mobilität als 
zentralen Aspekt zu berücksichtigen, da diese größere Auswirkungen auf regionale 
Gebiete außerhalb der Knotenpunkte des Transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V) 
haben und eine größere Zahl von Gemeinden, Städten und funktionalen Gebieten 
umfassen; fordert, dass in dem Vorschlag zur Überarbeitung des TEN-V eine Erhöhung 
der Zahl städtischer Knoten vorgesehen und das Ziel festgelegt wird, dass jede 
europäische Region über mindestens einen städtischen Knoten verfügt; weist darauf hin, 
dass der Übergang zu einer vereinfachten, umweltfreundlicheren und nachhaltigeren 
Mobilität Chancen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze bietet, insbesondere für junge 
Menschen;

3. fordert die Kommission nachdrücklich auf, die spezifischen Maßnahmen in Bezug auf 
die Barrierefreiheit klarer zu formulieren, um öffentliche Verkehrsmittel für alle Bürger 
zugänglich zu machen, insbesondere für Menschen mit Behinderungen und andere 
schutzbedürftige Nutzer; betont, dass es von Vorteil ist, die Nutzer bereits in einer 
frühen Phase der Planung einzubeziehen und integrierte Projekte zu fördern, um Straßen 
in der Nähe von Schulen und Einrichtungen zu überdenken und ein System sicherer 
Straßen für die Bürger zu konzipieren, mit dem aktive und nicht motorisierte 
Fortbewegungsarten gefördert werden; fordert die lokalen und regionalen Behörden auf, 
Programme zur Mobilitätsverlagerung anzunehmen, mit denen der Fahrradbesitz 
unterstützt wird, indem zu diesem Zweck mehr geschützte Infrastruktur bereitgestellt 
wird, wodurch die Verbindungen zwischen Städten und ländlichen Gebieten vor dem 
Hintergrund der Energiekrise und steigender Mobilitätskosten für viele Bürger 
verbessert werden; fordert mehr Sicherheitsschulungen für das Fahren und Radfahren in 
Schulen und niedrigere Geschwindigkeitsbegrenzungen, etwa 30 km/h in 
Wohngebieten, wodurch positive Synergieeffekte zwischen Energieeinsparungen, 
Sicherheit und Nachhaltigkeit geschaffen werden; fordert die Kommission auf, die Ziele 
und Maßnahmen der EU auf dem Gebiet der Straßenverkehrssicherheit in die Leitlinien 
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zu den Plänen für nachhaltige städtische Mobilität aufzunehmen, indem Beispiele von 
bewährten Verfahren überwacht und gefördert werden;

4. begrüßt den Vorschlag der Kommission, die 19 Indikatoren für nachhaltige urbane 
Mobilität bis 2022 zu verbessern; fordert die Kommission auf, der Zuweisung von 
Mitteln an Mitgliedstaaten, Regionen, Städte und Gemeinden, deren Projekte zur 
Verbesserung der Indikatoren führen und mit den Plänen für nachhaltige städtische 
Mobilität im Einklang stehen, Vorrang einzuräumen, um mögliche Einschränkungen bei 
der praktischen Umsetzung der Finanzierungsinstrumente der EU zur Förderung der 
urbanen Mobilität zu vermeiden; fordert die Kommission ferner auf, die Mittel für von 
der EU geförderte Programme und Instrumente im nächsten mehrjährigen 
Finanzrahmen aufzustocken sowie im Rahmen der Kohäsionspolitik mehr Mittel für 
weniger entwickelte Regionen bereitzustellen;

5. hebt die Bedeutung der Zusammenarbeit auf allen Regierungs- und Verwaltungsebenen 
hervor, und fordert eine bessere Zugänglichkeit und Konnektivität zwischen städtischen, 
stadtnahen, ländlichen und grenzübergreifenden Gebieten sowie multimodale 
Knotenpunkte für Fahrgäste; fordert ferner einen ungehinderten Zugang zu 
intelligenten, nachhaltigen und erschwinglichen Verkehrsmitteln für alle; betont, dass 
die Union nun über führende Technologie verfügt, um die Verbindungen zwischen 
städtischen und nichtstädtischen Gebieten und zwischen Stadtrandgebieten innerhalb 
einer Stadt sowie ihre Anbindung an stadtnahe, ländliche stadtnahe und 
grenzübergreifende Gebiete zu fördern und eine bessere und nachhaltigere 
Konnektivität zwischen europäischen Hauptstädten und Großstädten sicherzustellen;

6. betont, dass ein dichtes und weitreichendes Verkehrsnetz zur Verbindung von Städten, 
stadtnahen und ländlichen Gebieten benötigt wird, um das volle Potenzial dieser 
Gebiete auszuschöpfen; fordert die Kommission auf, einen effizienten 
grenzüberschreitenden Verkehr zu unterstützen, der zur Beschäftigung beiträgt, 
einschließlich des Ausbaus des Hochgeschwindigkeitsnetzes für Eisenbahnen, 
insbesondere in den Teilen Osteuropas, in denen dieses nicht existiert oder schlecht 
entwickelt ist, im Einklang mit den Empfehlungen des Europäischen Rechnungshofs, 
wonach der Hochgeschwindigkeitsschienenverkehr als bequemer, sicherer, flexibler und 
ökologisch nachhaltiger Verkehrsträger erachtet wird (s. Sonderbericht Nr. 19/2018);

7. hebt hervor, dass ein neuer europäischer Rahmen für urbane Mobilität benötigt wird, in 
den regionale und lokale Behörden einbezogen werden und bei dem die Besonderheiten 
von städtischen Gebieten, Gebieten in äußerster Randlage sowie Insel- und 
Bergregionen berücksichtigt werden; fordert die Kommission auf, Instrumente zur 
Verbesserung der urbanen Mobilität in allen ihren Regionen zu entwickeln, 
einschließlich der Erstellung von Plänen für die urbane Mobilität auf regionaler Ebene, 
zusätzlich zu den nationalen Plänen, wobei in beiden Fällen die 
Geschlechterperspektive sowie die Inklusion von Kindern und Menschen mit 
Behinderungen berücksichtigt werden sollten; weist ferner darauf hin, dass die 
Kommission konkrete Zielvorgaben für die Verkehrsverlagerung auf aktive Mobilität 
und öffentliche Verkehrsmittel vorlegen muss; fordert die Kommission auf, neben den 
für eine nachhaltige Stadtentwicklung vorgesehenen Mitteln aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und dem Kohäsionsfonds Projekten im 
Rahmen von Horizont Europa, die auf eine Verbesserung der urbanen Mobilität und der 
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Vernetzung von Städten und ihren Randgebieten ausgerichtet sind, Vorrang 
einzuräumen; empfiehlt der Kommission, auf ihren bisherigen Erfahrungen aufzubauen, 
um dazu beizutragen, hochwertigere Daten über die urbane Mobilität zu generieren und 
diese Ziele zu verwirklichen;

8. weist darauf hin, dass die städtischen Gebiete in Gebieten in äußerster Randlage im 
Bereich des Verkehrs mit besonderen strukturellen Einschränkungen und 
Herausforderungen konfrontiert sind und die territoriale Kontinuität und die 
Konnektivität in diesen Gebieten sichergestellt werden muss; bekräftigt seine Forderung 
an die Kommission, hierfür ein spezielles Programm nach dem Vorbild des Programms 
zur Lösung der spezifisch auf Abgelegenheit und Insellage zurückzuführenden 
Probleme (POSEI-Programm) in der Landwirtschaft auszuarbeiten, um die strukturellen 
Nachteile dieser Regionen im Bereich des Verkehrs auszugleichen;

9. betont, dass die Mitgliedstaaten die Planungsverfahren bei grenzüberschreitenden 
Projekten und Investitionen in transnationale Korridore abstimmen müssen, damit sie in 
allen Ländern mit dem gleichen Tempo voranschreiten; fordert die Kommission auf, 
einen neuen Entwurf eines europäischen grenzübergreifenden Mechanismus vorzulegen, 
um langfristige Lösungen für diese Probleme sicherzustellen;

10. betont, dass der öffentliche Raum in den Städten der EU umstrukturiert werden muss, 
indem mehr Mittel und Infrastrukturen für die aktive Mobilität und die Mikromobilität, 
die allen Ebenen der Gesellschaft zugänglich sind, bereitgestellt werden und für eine 
angemessene Konnektivität zwischen und innerhalb von Gebieten sowie einen 
angemessenen Zugang gesorgt wird, beispielsweise durch die Erhöhung der Zahl der 
Parkplätze an den Zufahrten zu städtischen Gebieten, um einen einfachen Zugang zu 
verschiedenen öffentlichen Verkehrsmitteln sicherzustellen, einschließlich der 
Einrichtung „blauer Fahrstreifen“ entlang von Wasserläufen, wobei territoriale und 
soziale Spaltungen zu vermeiden sind und gleichzeitig sichergestellt werden muss, dass 
der soziale Zusammenhalt nicht beeinträchtigt wird; hebt hervor, dass diese 
Veränderungen in der Nutzung des öffentlichen Raums unter Anwendung eines Bottom-
up-Ansatzes vorgenommen werden sollten, indem Bürger und verschiedene 
Gemeinschaften in die Veränderungen einbezogen werden; weist darauf hin, dass der 
EFRE und der Europäische Sozialfonds Plus den Einsatz partizipativer Instrumente für 
die lokale Entwicklung ermöglichen und diese fördern, indem der für derartige 
Programme vorgesehene Betrag durch Kofinanzierung um 10 % erhöht wird;

11. betont in diesem Zusammenhang die wichtige Rolle, die Stadt-, Vorort- und 
Regionalzüge für den täglichen Pendlerverkehr in und aus städtischen Gebieten spielen 
müssen; besteht darauf, dass angemessene Investitionen getätigt werden müssen, um 
einen zuverlässigen Dienst in Bezug auf Häufigkeit und Pünktlichkeit sicherzustellen, 
und dass die Fahrzeuge erforderlichenfalls so angepasst werden müssen, dass genügend 
Platz für gut gestaltete und sichere Fahrradabstellplätze vorhanden ist, um eine 
erhebliche Zunahme der kombinierten Nutzung von Schienenverkehr und Fahrrad zu 
ermöglichen;

12. hebt die Rolle und Bedeutung hervor, die der Kohäsionspolitik und den 
Synergieeffekten zwischen den verschiedenen Fonds, einschließlich des Fonds für einen 
gerechten Übergang, des EFRE, des Kohäsionsfonds, der Fazilität „Connecting Europe“ 
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und Horizont Europa, bei der Förderung einer nachhaltigen multimodalen Mobilität 
zukommt, wobei der Schwerpunkt auf Investitionen in umweltfreundlichere, intelligente 
und nachhaltige öffentliche Verkehrsmittel, geteilte Mobilität und den Radverkehr als 
Teil des Übergangs zu einer CO2-neutralen Wirtschaft und bei der Bereitstellung der 
besten Lösungen für die Bürger liegt; fordert die Mitgliedstaaten sowie die regionalen 
und lokalen Behörden auf, die CO2-Bilanz von Fahrten mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln für die Nutzer deutlicher sichtbar zu machen; 

13. betont, dass die Ambitionen und Ziele im Bereich der urbanen Mobilität eine 
angemessene, langfristige Finanzierung erfordern, insbesondere angesichts der 
steigenden Kosten aufgrund der durch den Krieg in der Ukraine ausgelösten 
Energiekrise, sowie andere nichtfinanzielle Unterstützungsinstrumente; fordert in 
diesem Zusammenhang eine Kombination aus ausreichenden öffentlichen nationalen 
und europäischen Mitteln, einschließlich der Beteiligung der Europäischen 
Investitionsbank, und die rasche Umsetzung der einschlägigen bestehenden EU-
Programme und -Projekte, die eine Aufstockung der verfügbaren Mittel ermöglichen, 
sowie direkte Zuweisungen an lokale Behörden, wo immer dies möglich ist, wobei den 
Bedürfnissen kleinerer Städte und Gemeinden besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden sollte; fordert ferner eine ehrgeizige Finanzierung der urbanen Mobilität über 
den mehrjährigen Finanzrahmen 2021-2027 hinaus;

14. verweist auf die Entstehung mobilitätsarmer Gebiete mit weniger direktem öffentlichem 
Zugang zu den Städten, die durch die Verlagerung von öffentlichem Raum hin zum Bau 
von Straßenverkehrsinfrastruktur verursacht wird, wodurch sich die Kluft zwischen 
städtischen und stadtnahen Gebieten vergrößert und der Zusammenhalt auf europäischer 
Ebene behindert wird; hebt hervor, dass die Planung der städtischen Infrastruktur dazu 
beitragen sollte, die Verfügbarkeit von öffentlichen Verkehrsmitteln, Fahrrädern und 
geteilter Mobilität zu verbessern und öffentlichen Raum zurückzugewinnen; betont, 
dass gemeinsame Mobilitätsknotenpunkte an Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel, 
die an alle Verkehrsträger angepasst sind, wichtig sind, um das Problem der 
sogenannten „letzten Meile“ zu lösen und allen Bürgern, unabhängig von ihrem 
gewählten Wohnort physische Konnektivität zu bieten, ohne dass sie Privatfahrzeuge 
verwenden müssen;

15. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, Anreize für ein 
zuverlässiges und pünktliches Netz öffentlicher Verkehrsdienste zu schaffen und dieses 
zu stärken, indem angemessene Infrastruktur entwickelt und seine Attraktivität erhöht 
wird, um das Ziel der Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen; begrüßt die Tendenz, mit 
fossilen Brennstoffen betriebene Fahrzeuge durch Elektrofahrzeuge oder mit 
alternativen Energieträgern betriebene Fahrzeuge zu ersetzen, sofern dadurch keine 
sozialen oder territorialen Lücken entstehen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die 
Einrichtung von Ladestationen für Elektrofahrzeuge in städtischen Gebieten zu 
beschleunigen;

16. betont, dass die Initiative „Neues Europäisches Bauhaus“ den Grünen Deal mit 
Lebensräumen in Städten und Gebieten, einschließlich öffentlicher Räume, verbindet 
und gleichzeitig mit dem Ziel, unsere Gesellschaften unter Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeit, Ästhetik und Inklusion umzugestalten, den neuen europäischen Rahmen 
für urbane Mobilität ergänzt.
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17. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, „emissionsarme Zonen“ in 
Stadtgebieten, insbesondere in den dichtesten Stadtgebieten, zu fördern, um eine 
sauberere Mobilität zu fördern und Vorbereitungen für das ab 2035 geltende EU-weite 
Verbot des Verkaufs neuer Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor zu treffen; ist der 
Ansicht, dass diese Zonen schrittweise eingeführt werden sollten, wobei den 
Bedürfnissen aller Nutzer, insbesondere der besonders schutzbedürftigen, Rechnung zu 
tragen ist; ist der Auffassung, dass wirksame CO2-Steuern ein wichtiges Instrument 
einer klimafreundlichen Mobilitätspolitik sind; betont in diesem Zusammenhang 
nachdrücklich, dass die Einnahmen aus solchen Steuern verwendet werden sollten, um 
die notwendige Verkehrsverlagerung im Rahmen des ökologischen Wandels zu 
beschleunigen.
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